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Wer eine Papierrechnung per
Post erhalten will, zahlt bei vie-
len Firmen drauf. Sie verlangen
oft einen Aufpreis für den Ver-
sand derPapierrechnung und für
die Einzahlung am Postschalter.

Gegen diese Praxis regt sich
Widerstand. Der Walliser SP-
Nationalrat Emmanuel Amoos
fordert in zwei Vorstössen den
Bundesrat auf, Zusatzgebühren
für Papierrechnungen gesetzlich
zu verbieten. Unterstützung er-
hält der Vorstoss nicht nur von
links. Auch bürgerliche Politiker
wie Daniel Sormanni (MCG) und
Jacqueline de Quattro (FDP) ha-
ben das Anliegen unterzeichnet.

Die Befürworter einesVerbots
sehen darin eine «indirekte Dis-
kriminierung» von Mneschen,
die digital weniger versiert sind
– also vor allem ältere.

In den Fokus der Politik sind die
Telecombetreiber geraten. Doch
auchVersicherungen, Kreditkar-
tenanbieter sowie Energiefirmen
undVerlage (auch derHerausge-
ber dieser Zeitung) verlangenGe-
bühren für Papierrechnungen.

Ein prominentes Beispiel ist
der Mobilfunkanbieter Salt, den
SP-ParlamentarierAmoos in den
Vorstössen exemplarisch nennt.
Wer hier eine Papierrechnung
wünscht, zahlt monatlich eine
Gebühr von 3.95 Franken. Die
Einzahlung amPostschalter kos-
tet weitere 4.45 Franken. Wer
seine Rechnungen nicht digital
empfangen will, muss also mo-
natlich 8.40 Franken zahlen.

Der drittgrösste Netzbe-
treiber Salt begründet den ho-
hen Betrag mit dem Verursa-
cherprinzip. Dieser diene dazu,

«die damit verbundenen Kos-
ten für Material, Druck, Porto
sowie administrative Aufwän-
de abzudecken», sagt eine Spre-
cherin. Digitale Kanäle seien für
die Kundschaft kostenfrei. Ein
Verbot erachtet die Telecom
firma angesichts der Vielfalt
verfügbarer Lösungen als «we-
der notwendig noch gerecht-
fertigt».

Sunrise, der ebenfalls 3.95 Fran-
ken für Papierrechnungen ver-
rechnet, warnt vor Marktverzer-
rungen. Würden die Kosten für
Papier und Versand pauschal in
die Grundgebühren eingerech-
net, könnten günstige Abo-An-
gebote kaum mehr angeboten
werden.Die Gebühren seien «in-
tegraler Bestandteil der Wirt-
schaftsfreiheit».

Marktführer Swisscom, der
2.90 Franken verlangt, hat seit
der Einführung der Gebühr im
Jahr 2019 die Papierrechnun-
gen um mehr als die Hälfte ver-
ringert. Der staatsnahe Betrieb
macht jedoch eine Ausnahme.
Kunden der Grundversorgung,
die nur ein Festnetzprodukt nut-
zen, sind von derGebühr befreit.

Gemäss derSchlichtungsstelle
Telekommunikation (Ombuds

com) ist es rechtlich zulässig,
dass Netzbetreiber Fremdkos-
ten an die Kunden weitergeben.
Diese Gebühren müssen jedoch
transparent in den Allgemeinen
Geschäftsbedingungen oder per
Informationsschreiben mitge-
teilt werden. Die Ombudscom
empfiehlt, dass die verrechne-
ten Gebühren nicht höher sein
dürfen als die Kosten,welche die
Post von den Unternehmen tat-
sächlich verlangt.

Einsparungen von
1,2Millionen Franken
Der Hintergrund: Die Post
verrechnet Firmen eineArt Bear-
beitungsgebühr, wenn die Kun-
den dieser Firmen die Rech-
nungen am Schalter begleichen.
Je nach Höhe des Betrags betra-
gen diese Zusatztarife zwischen

1.20 und 3.95 Franken. Wie vie-
le Leute den Zahlungsverkehr
immer noch auf Papier abwi-
ckeln, zeigen Zahlen von Swi-
ca. Die Krankenkasse gibt die
Postschaltergebühren seit An-
fang Jahr an die Versicherten
weiter. Dadurch seien Einspa-
rungen von 1,2 Millionen Fran-
ken pro Jahrmöglich,welche die
Prämien entlasten.

Die Chancen für einen Erfolg
derMotionenAmoos dürften ge-
ring sein. Der Bundesrat hatte
laut «Blick» ein ähnliches Ver-
bot für Zusatzgebühren bereits
im Jahr 2018 abgelehnt. Die Lan-
desregierung bezeichnete den
Eingriff damals als unverhält-
nismässig, nicht zeitgemäss und
als eine unnötige Regulierung.
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Hohe Zusatzgebühren für Rechnungen auf Papier sollen verboten werden
Politik macht Druck SP-Nationalrat Emmanuel Amoos will die Praxis untersagen. Eine Krankenkasse rechnet vor, wie hoch die Kosten sind.
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